
 

 

Deutscher Anwaltverein  
Littenstraße 11, 10179 Berlin  
Tel.: +49 (0)30 726152-0  
Fax: +49 (0)30 726152-190  
E-Mail: dav@anwaltverein.de 
www.anwaltverein.de 
 
Büro Brüssel 
Rue Joseph II 40 
1000 Brüssel, Belgien 
Tel.: +32 2 28028-12 
Fax: +32 2 28028-13 
E-Mail: bruessel@eu.anwaltverein.de 
Transparenz-Registernummer: 
87980341522-66 
 
www.anwaltverein.de 
 

 
Stellungnahme 
des Deutschen Anwaltvereins vorbereitet durch  
den Ausschuss Steuerrecht 
 
 

zum Entwurf einer Neufassung der 
Zurechnungsbesteuerung bei ausländischen 
Familienstiftungen nach  
§ 15 Außensteuergesetz 

 
 
 
 
Stellungnahme Nr.: 2/2026   Berlin, im Januar 2026 

 
 
Mitglieder des Ausschusses Steuerrecht  
 
- Rechtsanwalt Dr. Klaus Olbing, Berlin (Vorsitzender) 
- Rechtsanwältin Dr. Stefanie Beinert, LL.M., Frankfurt am 

Main 
- Rechtsanwalt Dr. Arne von Freeden, Hamburg 

(Berichterstatter)  
- Rechtsanwalt Georg Geberth, München 
- Rechtsanwalt Robert Hörtnagl, München  
- Rechtsanwalt Dr. Michael Messner, Hannover 
- Rechtsanwältin Susanne Thonemann-Micker, LL.M., 

Düsseldorf 
 

Zuständig in der DAV-Geschäftsstelle  
 
- Rechtsanwalt Manfred Aranowski; Geschäftsführer, Berlin 

  

http://www.anwaltverein.de/
mailto:bruessel@eu.anwaltverein.de


 - 2 - 

Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV versammelt ca. 60.000 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare, die 

in 253 lokalen Anwaltvereinen im In- und Ausland organisiert sind. Er vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene. Der DAV ist im Lobbyregister für die Interessenvertretung gegenüber dem 

Deutschen Bundestag und der Bundesregierung zur Registernummer R000952 

eingetragen.  

 

Der Deutsche Anwaltverein („DAV“) begrüßt die vorgesehene Neufassung von § 15 

Außensteuergesetz („AStG“), die im Hinblick auf höchstrichterliche Finanzrechtsprechung 

(BFH v. 3.12.2024, IX R 32/22) und Rechtsprechung des EuGH geboten sein dürfte. 

Durch die Ausdehnung des sog. Entlastungsbeweises auf ausländische Familienstiftungen 

mit Sitz und Geschäftsleitung in einem Nicht-EU/EWR-Staat setzt der Gesetzgeber eine 

Vorgabe der Rechtsprechung zielführend um. Der DAV begrüßt auch, dass eine 

Zurechnungsbesteuerung nur bei Vorliegen einer Niedrigbesteuerung i. S. v. § 8 Abs. 5 

AStG erfolgen soll. Weiterhin begrüßt er auch das gesetzgeberische Ziel, die 

Zurechnungsbesteuerung bei ausländischen Familienstiftungen (§ 15 AStG) und die 

Hinzurechnungsbesteuerung bei der Beteiligung an ausländischen 

Zwischengesellschaften (§§ 7 bis 13 AStG) zu vereinheitlichen bzw. anzunähern.  

Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die gesetzliche Voraussetzung für die 

Ausnahme einer Zurechnungsbesteuerung tatbestandlich an das Nicht-Vorliegen einer 

„künstlichen Gestaltung“ anknüpft (Entlastungsnachweis nach § 15 Abs. 3 Satz 1 AStG-E) 

und dieses gesetzliche Merkmal nicht durch z. B. ein Regelbeispiel konkretisiert ist, haften 

der Neufassung allerdings erhebliche Rechts- und Anwendungsunsicherheiten an. Dies 

gilt u. a. auch, da das Vorliegen passiver Einkünfte – anders als bei der 

Hinzurechnungsbesteuerung nach § 7ff. AStG – keine Tatbestandsvoraussetzung für eine 

Zurechnungsbesteuerung i. S. v. § 15 AStG-E ist. Die Vorschrift erfasst somit auch 

ausländische Familienstiftungen, die ausschließlich aktive Einkünfte i. S. d. AStG erzielen. 

Der DAV regt an, nachstehende Punkte bei der Formulierung einer Neufassung von  

§ 15 AStG zu berücksichtigen: 
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1. Keine Zurechnungsbesteuerung hinsichtlich aktiver Einkünfte 

Ein Ziel des Gesetzgebers ist u. a. eine Vereinheitlichung bzw. Annäherung der 

Zurechnungsbesteuerung nach § 15 AStG-E und der Hinzurechnungsbesteuerung nach  

§ 7 ff. AStG. Bei Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen erfolgt nach § 15 Abs. 1 Satz 

1 AStG-E eine Zurechnung der Einkünfte der ausländischen Stiftung zum unbeschränkt 

steuerpflichtigen Stifter oder den unbeschränkt steuerpflichtigen Bezugs- oder 

Anfallsberechtigten (§ 15 Abs. 1 Satz 1 und 2 AStG-E). Dabei wird tatbestandsseitig 

allerdings nicht – wie nach § 7 ff. AStG – auf das Vorliegen passiver Einkünfte abgestellt. 

Eine Zurechnungsbesteuerung kann sich deshalb auch ergeben, wenn die ausländische 

Stiftung niedrig besteuerte aktive Einkünfte i. S. v. § 8 AStG erzielt. 

 

Der DAV regt an, im Rahmen der Zurechnungsbesteuerung auf eine Zurechnung aktiver 

Einkünfte i. S. v. § 8 AStG zu verzichten. Bei gemischten Einkünften sollte eine Freigrenze 

entsprechend § 9 AStG Anwendung finden. 

 

2. Beschränkung auf Zurechnung niedrig besteuerter Einkünfte 

Nach der Neufassung sind Einkünfte einer ausländischen Familienstiftung, „die einer 

niedrigen Besteuerung“ i. S. v. § 8 Abs. 5 AStG unterliegen, den Zurechnungsempfängern 

zuzurechnen. Unklar ist, ob eine ausländische Familienstiftung für Zwecke von § 15 Abs. 1 

AStG-E gleichzeitig niedrig besteuerte Einkünfte (z. B. Kapitaleinkünfte) und „normal“ 

besteuerte Einkünfte (z. B. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung) erzielen kann, 

sodass ausschließlich die niedrig besteuerten Einkünfte Gegenstand der 

Zurechnungsbesteuerung sind. Nach der Begründung zur Neufassung ist eine solche 

Betrachtung beabsichtigt (vgl. Begründung zu § 15 AStG-E, Absatz 1, erster Bullet-Punkt: 

Die Zurechnung wird auf Einkünfte der ausländischen Familienstiftung beschränkt, die 

einer niedrigen Besteuerung nach Maßgabe des § 8 Absatz 5 AStG unterliegen). 

Der DAV regt an, eine entsprechende Klarstellung in Abs. 1 aufzunehmen. 

 

3. Ergänzung der Regelung für einen Entlastungsnachweis 

a) Konkretisierung des Merkmals „keine künstliche Gestaltung“ 

Eine Zurechnungsbesteuerung i. S. v. § 15 Abs. 1 AStG-E erfolgt nicht, wenn 

nachgewiesen wird, dass die Einschaltung der ausländischen Familienstiftung nicht auf 

einer „künstlichen Gestaltung“ beruht (§ 15 Abs. 3 Satz 1 AStG-E).  
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Der Nachweis dürfte von dem unbeschränkt Steuerpflichtigen zu führen sein, der sich auf 

eine Nicht-Anwendung der Zurechnungsbesteuerung wegen Vorliegens einer nicht-

künstlichen Gestaltung beruft. Die praktisch bedeutsame Frage, unter welchen 

Voraussetzungen eine ausländische Familienstiftungs-Struktur keine künstliche 

Gestaltung ist (oder ggf. eine künstliche Gestaltung ist), wird im Entwurf nicht geregelt. 

Gleichfalls umfasst die Neufassung kein Regelbeispiel zu diesem Merkmal. Insoweit 

haften der Neufassung mit Blick auf dieses unbestimmte gesetzliche Merkmal erhebliche 

Auslegungsunsicherheiten an, die unter Heranziehen der EuGH-Entscheidungen, in denen 

auf „rein künstliche Gestaltungen“ abgestellt wird (z.B. EuGH v. 26.2.2019 – C-135/17, 

„X“), allenfalls gemindert werden können. Ein Steuerpflichtiger dürfte praktisch regelmäßig 

gezwungen sein, die Errichtung einer Stiftungsstruktur zum Gegenstand einer 

kostenpflichtigen verbindlichen Auskunft (§ 89 AO) zu machen. Hinsichtlich bestehender 

Stiftungsstrukturen ergäbe sich diese Auslegungsunsicherheit nach dem Wortlaut der 

Neufassung gleichfalls, da der Entlastungsbeweis zeitlich nicht auf den Zeitpunkt der 

Strukturerrichtung abstellt.  

Der DAV regt an, in der Neufassung z. B. im Rahmen eines Regelbeispiels Sachverhalte 

darzustellen, die keine künstliche Gestaltung sind. Dabei ist mit Blick auf bereits 

bestehende ausländische Familienstiftungen die höchstrichterliche Rechtsprechung zu 

berücksichtigen. Bei Zugrundelegung der Rechtsprechung des BFH sollte insbesondere 

keine künstliche Gestaltung vorliegen, wenn die ausländische Familienstiftung oder ein 

vergleichbares ausländisches Rechtsgebilde (z. B. Common Law Trust) die zivilrechtliche 

Verfügungsmacht über das Stiftungsvermögen hat, sodass den Bezugs- und 

Anfallsberechtigten das Stiftungsvermögen zivilrechtlich entzogen ist (vgl. BFH v. 

3.12.2024 – IX R 32/22). Weiterhin sollte im Hinblick auf die Rechtsprechung des EuGH 

(EuGH v. 26.2.2019 – C-135/17, „X“) insbesondere auch keine künstliche Gestaltung 

vorliegen, wenn der Stiftungsstruktur nicht ausschließlich ertragsteuerliche Motive  

(z. B. Einkommensverlagerung in einen Niedrigsteuerstaat), sondern außersteuerliche 

Ziele zu Grunde liegen (z. B. Nachfolgeplanung, Erreichung wirtschaftlicher Ziele durch 

Nutzbarmachung von z. B. ausländischem Stiftungsrecht, Vorteile bei der Ausgestaltung 

der Governance einer Stiftungsstruktur, tatsächliche oder rechtliche Vorteile bei der 

Durchführung von Investments im Ausland, Vorteile bei der Verwaltung des 

Stiftungsvermögens im Ausland). Dabei sollte u. a. die in der Praxis relevante Fallgruppe 

des Zuzugs eines Trust-Begünstigten, dessen Anteil am Trust die Folge einer 

Nachfolgegestaltung nach ausländischem Recht ist, grundsätzlich keine künstliche 
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Gestaltung sein. Einer solchen Strukturerrichtung liegt regelmäßig eine Nachfolgeplanung 

nach ausländischem Recht zu Grunde, nicht eine Einkommensverlagerung von 

Deutschland in das Ausland. 

 

b) Anzeigepflicht mit verwaltungsseitigem „Unbedenklichkeitssignal“ 

Der DAV geht davon aus, dass die Zurechnungsempfänger den Entlastungsnachweis im 

Rahmen ihrer Steuerdeklaration zu erbringen haben. Dieses Verständnis hat zur Folge, 

dass erhebliche Rechtsunsicherheit bei Beteiligten hinsichtlich der Frage bestehen kann, 

ob eine Steuererklärung abzugeben ist und ob ein Entlastungsnachweis vorliegt. In 

zeitlicher Hinsicht stellt sich darüber hinaus die Frage, zu welchem Zeitpunkt das Nicht-

Vorliegen einer künstlichen Gestaltung nachzuweisen ist. In Betracht kommt ein Nachweis 

bei Errichtung der Struktur und/oder ein jährlicher Nachweis. 

 

Der DAV regt an, auf die Tatbestandsmäßigkeit des Nicht-Vorliegens einer künstlichen 

Gestaltung (einmalig) im Zeitpunkt der Strukturerrichtung abzustellen. Ein Nachweis sollte 

u. a. vom Stifter, einem Zurechnungsempfänger oder dem Stiftungsvorstand gestellt 

werden können und für alle beteiligten wirken. Nach Strukturerrichtung ist ein 

Entlastungsnachweis hinsichtlich des Merkmals „keine künstliche Gestaltung“ nicht mehr 

zu erbringen, wenn sich der Sachverhalt nicht wesentlich ändert; es bleibt bei der 

einmaligen Feststellung der Nicht-Künstlichkeit. 

 

c) Ausweitung des Entlastungsnachweises auf Einkünfte aus einer beherrschten 

Gesellschaft 

Der Entlastungsnachweis ist nach der Neufassung nur hinsichtlich der „eigenen“ Einkünfte 

der ausländischen Familienstiftung möglich, nicht hinsichtlich „fremder“ Einkünfte, die der 

Familienstiftung von einer nachgeschalteten ausländischen Gesellschaft nach den 

Grundsätzen der Hinzurechnungsbesteuerung (§ 15 Abs. 6 AStG-E) zugerechnet werden 

(§ 15 Abs. 3 Satz 3 AStG-E). Diesem partiellen Ausschluss des Entlastungsnachweises 

haften rechtliche Zweifel und praktische Durchführungsfragen an: 

• Der Entlastungsnachweis ist hinsichtlich der Einkünfte einer ausländischen Tochter-

Gesellschaft der Stiftung, die der Stiftung nach Hinzurechnungsbesteuerungs-

Grundsätzen zugerechnet werden (z. B. Kapitaleinkünfte), nicht möglich  
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(vgl. § 15 Abs. 3 Satz 3 AStG-E). Erzielte die Stiftung diese Einkünfte selbst, wäre 

der Entlastungsnachweis anwendbar. Diese Unterscheidung überzeugt nicht. 

 

• Eine Zurechnungsbesteuerung ergibt sich für einen Begünstigten einer deutschen 

Familienstiftung nicht, auch wenn diese an einer ausländischen 

Zwischengesellschaft beteiligt ist. Eine Einkommenszurechnung nach 

Hinzurechnungsbesteuerung ergäbe sich lediglich auf Ebene der inländischen 

Familienstiftung. Insoweit liegt im Vergleich zu den Begünstigten einer inländischen 

Familienstiftung eine deutliche Schlechterstellung der Zurechnungsempfänger einer 

ausländischen „entlastungsnachweisfähigen“ Familienstiftung vor. 

 

• Ein unbeschränkt steuerpflichtiger Zurechnungsempfänger hat möglicherweise 

keine Informationen zur Zusammensetzung des Stiftungsvermögens, das u. a. 

Beteiligungen an ausländischen Gesellschaften umfasst. Insoweit kann zumindest 

der Steuerpflichtige die partielle Zurechnung von „fremden“ Einkünften der 

ausländischen Familienstiftung oder des ausländischen Trusts nicht verhindern. 

Dieses Ergebnis ist unbefriedigend und europarechtlich bedenklich. 

 
Der DAV regt an, den Entlastungsnachweis nach § 15 Abs. 3 Satz 1 AStG-E auf 

Einkünfte, die einer ausländischen Familienstiftung von einer beherrschten 

Zwischengesellschaft zugerechnet werden, auszuweiten. 

 

4. Höhe der Anteile von Stifter und Zurechnungsempfängern 

Im Rahmen einer Zurechnungsbesteuerung werden den Zurechnungsempfängern (Stifter, 

unmittelbare und mittelbare Bezugs- und Anfallsberechtigte) jeweils die anteiligen niedrig 

besteuerten Einkünfte zugerechnet (§ 15 Abs. 1 Satz 1 AStG-E). Die Höhe eines Anteils 

an diesen Einkünften bestimmt sich in Abhängigkeit vom gemeinen Wert des 

übertragenen Vermögens oder der Berechtigung. Der Anteil des Stifters entspricht dem 

Verhältnis des gemeinen Werts des von ihm übertragenen Vermögens zum gemeinen 

Wert des insgesamt übertragenen Vermögens (§ 15 Abs. 1 Satz 3 1. HS AStG-E). Der 

Anteil eines Bezugs- oder Anfallsberechtigten entspricht dem gemeinen Wert der 

Berechtigung zum gemeinen Wert sämtlicher Berechtigungen bezogen auf den Anteil, der 

auf nicht unbeschränkt steuerpflichtige Stifter entfällt (§ 15 Abs. 1 Satz 3 2. HS). 
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Unklar ist nach der Neufassung, wie die Höhe des Anteils eines Anfallsberechtigten zu 

bestimmen ist, wenn dessen Berechtigung nicht in den Stiftungsstatuten geregelt ist, 

sondern – ggf. nur in besonderen Einzelfällen (z. B. einmalige Zuwendung an Destinatär 

zur Ausbildungsfinanzierung) – im Ermessen des Stiftungsvorstands liegt (diskretionäre 

Stiftungsstruktur; typische Trust-Struktur). Beispielhaft ist auf die im anglo-amerikanischen 

Rechtskreis zur Nachfolgeplanung genutzten Trusts hinzuweisen, deren Ziel die 

dauerhafte Sicherung von Vermögen für nachfolgende Generationen ist. Zieht ein 

Begünstigter eines Trusts vom Ausland nach Deutschland, unterliegt er der 

Zurechnungsbesteuerung. Dies soll nach der Neufassung (wie bislang von der 

Finanzverwaltung vertreten) auch dann gelten, wenn der Steuerpflichtige nach den Trust-

Statuten nur „möglicherweise“ Vermögensvorteile erhalten wird. Ein Rechtsanspruch des 

Steuerpflichtigen gegen den Trust ist nicht erforderlich. Das bedeutet in der Praxis, dass 

eine nachrangige oder bedingte Bezugsberechtigung bereits dazu führt, dass die 

Zurechnungsbesteuerung anwendbar ist, selbst wenn der potenzielle Begünstigte keine 

realistische Aussicht hat, in absehbarer Zeit eine Zuwendung von der Familienstiftung 

bzw. dem Trust zu erhalten. Entsprechendes gilt, wenn ein Begünstigter nur unter 

bestimmten Bedingungen eine Zuwendung vom Trust erhalten soll, der Eintritt aber höchst 

ungewiss ist.  

 

Der DAV regt an, den Kreis der Zurechnungsempfänger auf Personen zu beschränken, 

die einen unbedingten Anspruch gegen die ausländische Familienstiftung haben. 
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Verteiler 

 

• Bundesministerium der Finanzen 

• Bundesministerium der Justiz 

• Deutscher Bundestag – Vorsitzende des Finanzausschusses 

• Deutscher Bundestag – Vorsitzender Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 

• Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 

• CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag 

• SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag 

• Fraktion DIE LINKE im Deutschen Bundestag 

• Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Deutschen Bundestag 

• Landesfinanzverwaltungen 

• Bundesnotarkammer 

• Bundesrechtsanwaltskammer 

• Bundessteuerberaterkammer 

• Deutscher Notarverein 

• Deutscher Richterbund e.V. 

• Bund der Steuerzahler 

• Bundesverband der Deutschen Industrie 

• Bundesverband der Freien Berufe 

• Deutsche Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz (DSW) 

• Deutsche Industrie- und Handelskammer 

• Deutscher Steuerberaterverband 

• Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. 

• Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. 

• Schutzgemeinschaft der Kapitalanleger e.V. 

• Arbeitsgemeinschaft berufsständischer Versorgungseinrichtungen e. V. – ABV 

• Ver.di 

• Vorstand und Geschäftsführung des Deutschen Anwaltvereins 

• Vorsitzende der DAV-Gesetzgebungsausschüsse 

• Landesverbände des DAV 

• Vorsitzende der DAV-Arbeitsgemeinschaften 

• Steuerrechtsausschuss des Deutschen Anwaltvereins 

• NJW 

• Börsenzeitung 

• Die Aktiengesellschaft 

• Frankfurter Allgemeine Zeitung 

• Handelsblatt 

• Deutsche Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz e.V. 

• ZIP 

 


